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Seit Mitte der 1990er Jahre 
wächst die Zahl der Bürgerbe-
gehren und Bürgerentscheide 

in Deutschland kontinuierlich. Nach 
Angaben der Nichtregierungsorga-
nisation »Mehr Demokratie«, die 
als Fachverband die Entwicklung 
der direkten Demokratie seit vielen 
Jahren eng beglei-
tet, werden pro Jahr 
im Schnitt etwa 300 
neue Verfahren in 
Gemeinden, Städ-
ten und Landkreisen 
gestartet. Bürgerbe-
gehren und Bürger-
entscheide gehören 
somit auf kommu-
naler Ebene vieler-
orts zum Alltag. 

Während die 
direkte Demokratie 
in den Kommunen 
und allen 16 Bun-
desländern in unter-
schiedlicher Ausprägung verbindlich 
gesetzlich verankert ist, werden die 
Diskussionen um die Einführung von 
Volksbegehren und Volksentschei-
den auf Bundesebene seit Jahren 
leidenschaftlich geführt. In Deutsch-
land verfügen laut Umfragen die 
Befürworter/innen der direkten 
Demokratie auf Bundesebene über 

eine Mehrheit, die sich allerdings im 
parlamentarischen Raum noch nicht 
abbildet. Während sich die Befür-
worter/innen von der Einführung 
unter anderem eine qualitative Stär-
kung der Demokratie versprechen, 
weisen die Gegner/innen auf ver-
fassungsrechtliche Risiken hin und 

kritisieren die sozi-
ale Selektivität und 
fehlende Legitima-
tion direkter Demo-
kratie. Roland Roth, 
Professor für Poli-
tikwissenschaften 
an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal, 
analysiert in seinem 
Beitrag unter 
Berücksichtigung 
internationaler Ent-
wicklungstendenzen 
und Erfahrungen die 
Argumente für und 
gegen die direkte 

Demokratie auf Bundesebene. In 
einem zweiten Beitrag zeigt Roth, 
wie Bürgerhaushalte, Bürgerbudgets 
und Beteiligungsfonds als Formen 
direkter Demokratie auf kommu-
naler Ebene gelingen können. 

Bürgerbeteiligung muss bestimm-
ten Standards genügen, wenn sie 
demokratische Anforderungen erfül-

I n f o r m a t i o n e n  d e r  S t i f t u n g  M i t a r b e i t

Die direkte Demokratie hat sich erfolgreich in der bundesdeutschen Betei-
ligungslandschaft etabliert. Insbesondere auf kommunaler Ebene wird sie 
seit vielen Jahren erprobt und durch Bürgerinnen und Bürger, durch Politik 
und Zivilgesellschaft regelmäßig genutzt. Dennoch entzündet sich in der 
kommunalen Praxis vor Ort immer wieder Kritik an der sog. sachunmittel-
baren Demokratie, auch auf Bundesebene wird über die Einführung von 
Volksentscheiden kontrovers diskutiert. Eine neue Publikation der Stiftung 
Mitarbeit beleuchtet nun aus verschiedenen Perspektiven die Chancen, 
Grenzen und Herausforderungen der direkten Demokratie.

Direkte Demokratie: Chancen, 

Grenzen und Herausforderungen

www.mitarbeit.de · www.buergergesellschaft.de · www.netzwerk-buergerbeteiligung.de
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 Neuerscheinung 

(Fortsetzung auf Seite 2)

len und für alle Beteiligten zufrie-
denstellend und gewinnbringend 
sein soll. Während für die Gestal-
tung dialogorientierter Bürgerbe-
teiligung mittlerweile umfassende 
Qualitätskriterien vorliegen, fehlen 
diese für den Bereich der direkten 
Demokratie. Vor diesem Hintergrund 
widmet sich Claudia Ritzi, Junior-
professorin für Politische Theorie an 
der Universität Münster, in ihrem 
Beitrag den Qualitätsstandards der 
direkten Demokratie. 

Diskursive Bürgerbeteiligungs-
verfahren und direktdemokra-
tische Abstimmungen sind zwei 
wesentliche Ansätze zur Stärkung 
der partizipativen Demokratie. Sie 
unterscheiden sich allerdings in 
ihren Eigenschaften, Qualitäten 
und Einsatzmöglichkeiten. Daraus 
ergibt sich ein Spannungsverhältnis 
zwischen sinnvoller gegenseitiger 
Ergänzung einerseits und möglicher 
Konkurrenz andererseits. Der Beitrag 
von Hans-Liudger Dienel, Professor 
für Arbeitslehre, Technik und Par-
tizipation an der TU Berlin, macht 
Vorschläge, ob und ggf. wie sich die 
unterschiedlichen Ansätze insbeson-
dere auf kommunaler Ebene verbin-
den und nutzen lassen. 

Ob die Schließung eines 
Schwimmbads oder der Neubau 
eines Museums: insbesondere an 
kommunalen Infrastrukturvorhaben 
entzünden sich regelmäßig Kon-
flikte. Nicht selten führen direkt-
demokratische Abstimmungen zu 
anderen Ergebnissen als im Vorfeld 
erwartet und erschweren und ver-
zögern in der Folge kommunale 
Planung und Stadtentwicklung. Im 
kommunalen Dreieck von direkter, 
dialogischer und repräsentativer 
Demokratie verlaufen die Konfliktli-
nien in der Regel quer durch Einwoh-
ner- und Bevölkerungs-
gruppen, Zivilgesellschaft, 
Politik, Parteien und 
Verwaltung. Vor diesem 



mitarbeiten 01/20202

 
m

it
ar

b
ei

te
n

 0
1/

20
20

 

Hintergrund steuert Klaus Selle, Pro-
fessor am Lehrstuhl für Planungs-
theorie und Stadtentwicklung an 
der RWTH Aachen, in seinem Beitrag 
Beobachtungen aus der Perspektive 
kommunaler Stadtentwicklungspo-
litik bei. 

Die direkte Demokratie wird seit 
einigen Jahren von rechtspopulis-
tischen, rechtsextremen und auto-
ritären Bewegungen und Parteien 
gezielt für ihre politischen Anliegen 
genutzt. Auch in Deutschland lässt 
sich diese Instrumentalisierung 
längst feststellen. Frank Decker, 
Professor am Institut für Politische 
Wissenschaft und Soziologie der 
Universität Bonn, macht in seinem 
Beitrag Anmerkungen zum Verhält-
nis von direkter Demokratie und 
Populismus.

Europaweit gibt es vielfältige 
praktische Erfahrungen mit direkt-
demokratischen Verfahren und 
ihren Ergebnissen. Anna Krämling 
und Lars Paulus, wissenschaftliche/r 
Mitarbeiter/in am Institut für 
Politikwissenschaften der Goethe-
Universität Frankfurt am Main, 
analysieren in ihrem Beitrag Volks-
abstimmungen in Europa mit Blick 
auf Minderheiten. 

Nicht zuletzt widmen sich zwei 
Beiträge der gemeinhin als direktde-
mokratisches Musterland geltenden 
Schweiz. Marc Bühlmann, Professor 
für Politikwissenschaften an der 
Universität Bern, erläutert in seinem 
Beitrag Verständnisse und Missver-
ständnisse des Schweizer Demokra-
tiemodells. Dr. Linards Udris, stell-
vertretender Forschungsleiter des 
Forschungsinstituts Öffentlichkeit 
und Gesellschaft an der Universität 
Zürich, und Olaf Jandura, Professor 
am Institut für Sozialwissenschaften 
der Heinrich-Heine-Universität Düs-
seldorf, untersuchen in ihrem Bei-
trag am Schweizer Beispiel die Rolle 
der Medien in direktdemokratischen 
Abstimmungskampagnen. 

Stiftung Mitarbeit (Hrsg.): Direkte 
Demokratie. Chancen, Grenzen und 
Herausforderungen. Bonn 2020, 
Beiträge zur Demokratieentwicklung 
von unten Nr. 29, 200 S., 12,00 Euro, 
ISBN 978-3-941143-40-1, zu bezie-
hen über den Buchhandel oder www.
mitarbeit.de 

(Fortsetzung von Seite 1)

»Direkte Demokratie…«
Leitprinzipien demokra-
tischer Vereinsführung 

Das Vereinswesen in Deutsch-
land besitzt eine lange 
Tradition als Motor gesell-

schaftlicher Innovation. Vereine 
sind Taktgeber des Fortschritts in 
vielen gesellschaftlichen Handlungs-
feldern. Vereine sind 
darüber hinaus in der 
Regel stark lokal veran-
kert: etwa 72 Prozent 
engagieren sich vor Ort 
in ihrer Kommune. Stati-
stisch ist jede/r Deutsche 
Mitglied in mindestens 
einem Verein.

Die Publikation gibt 
vor diesem Hintergrund 
all jenen Menschen 
Hilfestellung, die sich im 
Rahmen ihrer Vereinszu-
gehörigkeit ehrenamtlich engagie-
ren; sie richtet sich zugleich an dieje-
nigen, die am Anfang ihrer freiwilli-
gen »Vereinskarriere« stehen.

Auf der Basis eigener langjähriger 
Erfahrungen in der Beratung von 
Vereinen und Initiativen nimmt 
der Autor Christoph Hüttig die 
Leserinnen und Leser mit auf eine 
praxisnahe Reise durch das Vereins-
haus. Er stellt die Grundprinzipien 
der Gemeinnützigkeit und die Fall-
stricke der Abgabenordnung ebenso 
vor wie die verschiedenen Rechte 
und Pflichten der Vereinsmitglieder, 
er informiert über die möglichen 
Arbeits-, Beschäftigungs- und 
Dienstverhältnisse im Rahmen eines 
Vereins. Wo liegen die Vorteile der 
Vereinsgründung und des eingetra-
genen Vereins, welche Vorausset-
zungen sind bei der Gründung eines 
Vereins zu beachten, wie muss eine 

Eine lebendige Demokratie und eine starke Zivilgesellschaft sind 
auf das bürgerschaftliche Engagement der Bürgerinnen und 
Bürger angewiesen. Das freiwillige Engagement im Verein ist 
dabei weiterhin der Regelfall. Doch wie gründe ich einen Verein? 
Wie formuliere ich eine Satzung? Und welche rechtlichen und 
organisatorischen Herausforderungen gilt es im Spannungsfeld 
von Gemeinnützigkeit und Abgabenordnung zu beachten? Eine 
Publikation der Stiftung Mitarbeit gibt zahlreiche alltagstaugliche 
Tipps zur freiwilligen Arbeit im Verein und zeigt, was Vereine als 
Ausdruck gelebter gesellschaftlicher Selbstorganisation und Soli-
darität mit Demokratie zu tun haben.

Satzung als »Grundgesetz des Ver-
eins« ausgestaltet sein?

Die Arbeit im Verein ist bis heute 
eine der stärksten demokratischen 
Sozialisationsinstanzen in unserer 
Gesellschaft. Das Buch lenkt den 

Blick folgerichtig auf die 
grundsätzliche Bedeu-
tung von Teilhabe und 
demokratischer Wil-
lensbildung als unver-
zichtbare Leitprinzipien 
demokratischer und 
nachhaltiger Vereinsfüh-
rung und Vereinsarbeit.

Eine »konsequent 
basisdemokratische 
Ausgestaltung der Wil-
lensbildungs- und Ent-
scheidungsprozesse auf 

allen Ebenen« stellt für Christoph 
Hüttig die »tragfähigste Säule des 
Vereinshauses« dar. 

Daneben beschreibt der Autor mit 
den Begriffen »Kommunikation« 
und »Transparenz« noch zwei wei-
tere Leitprinzipien demokratischer 
Vereinsführung. Sein Fazit: Wenn 
Vereine als Ausdruck gelebter Demo-
kratie diese Handlungsmaximen in 
ihrer alltäglichen Arbeit konsequent 
beherzigen, ist ein wichtiger Grund-
stein für eine erfolgreiche Vereinsar-
beit gelegt.

Christoph Hüttig: Arbeit im Verein. 
Vereinsgründung, Rechtsgrundlagen 
und Leitprinzipien demokratischer 
Vereinsführung. Verlag Stiftung Mit-
arbeit, Bonn 2016, Arbeitshilfen für 
Selbsthilfe- und Bürgerinitiativen Nr. 
51, 120 S., 12,00 Euro, ISBN 978-3-
941143-32-6, zu beziehen über den 
Buchhandel oder www.mitarbeit.de

 Publikation »Arbeit im Verein«

https://www.mitarbeit.de/publikationen/shop/arbeit_im_verein/
https://www.mitarbeit.de/publikationen/shop/
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Förderfonds Demokratie: 
Zweite Bewerbungsphase 

Demokratie lebt vom Mit-
machen. Demokratisches 
Handeln muss in einem 

gemeinsamen Lernprozess entwi-
ckelt und geübt werden. Vor diesem 
Hintergrund werden mit dem 
Förderfonds Demokratie vorbild-
liche Vorhaben, Ideen und Projekte 
unterstützt, die einen Beitrag zur 
Stärkung der Demokratie leisten. 
Menschen sollen ermutigt werden, 
demokratische Mitverantwortung 
zu übernehmen.

Noch bis zum 31. März 2020 
können sich zivilgesellschaftliche 
Demokratie-Initiativen (z.B. gemein-
nützige Vereine, Stiftungen, Kinder- 
und Jugendprojekte, wissenschaft-
liche Institute, Sozialunternehmen, 
gGmbHs und selbstorganisierte 
Initiativen ohne Vereinsstruktur) aus 

Zivilgesellschaftliche Demokratie-Initiativen aus dem gesamten Bun-
desgebiet können sich ab sofort für die zweite Runde des Förderfonds 
Demokratie bewerben. Angesprochen werden Projekte, Initiativen 
und Ideen, die sich der offenen Gesellschaft und ihren demokratischen 
Werten verpflichtet fühlen, sich auf der Grundlage der Menschen-
rechte für das Gemeinwohl engagieren, die Dialogfähigkeit und Plu-
ralität fördern und deren Arbeit ganz oder in Teilen durch freiwilliges 
bürgerschaftliches Engagement getragen wird.  

dem gesamten Bundesgebiet bewer-
ben. Bewerbungen können online 
und postalisch eingereicht werden. 
Der Förderzeitraum für alle geför-
derten Vorhaben der zweiten Runde 
beträgt maximal 9 Monate (1. Juli 

2020 bis 31. März 2021). 
Alle geförderten Projekte und Vor-

haben erhalten zusätzlich zur finan-
ziellen Unterstützung von 5.000,00 
Euro die Gelegenheit, an einer Pro-
jektwerkstatt teilzunehmen, die den 
Austausch, die Vernetzung und die 
Professionalisierung der Projekte 

 Demokratie braucht Initiative unterstützt. Über die abschließende 
Auswahl der Projekte und die Bewil-
ligung der Mittel entscheidet eine 
Jury, die sich aus Vertreter/innen der 
acht fördernden Stiftungen und der 
Stiftung Mitarbeit zusammensetzt.

Die Bewerbung steht unter der 
Leitfrage: »Was trägt Ihr Projekt 
zur Stärkung der Demokratie bei?«. 
Die Bewerberinnen und Bewerber 
erläutern im Förderantrag, welche 
demokratischen Impulse und wel-
chen demokratischen Mehrwert das 
Projekt, die Idee, das Vorhaben im 
jeweiligen Wirkungskreis entfaltet. 
Innovative Ansätze und Vorhaben 
zur Demokratieentwicklung können 
auf dieser Grundlage eine Anschub-
finanzierung erhalten, erprobte 
Projektideen, die bereits andernorts 
erfolgreich waren, können an andere 
Standorte transferiert werden. 
Somit sind auch solche Vorhaben 
förderfähig, die bereits vor Beginn 
der Förderung gestartet sind. Es ist 
ausdrücklich gewünscht, dass sich 
geförderte Projekte mit weiteren 
Partnern vernetzen und im Rahmen 
ihrer Arbeit mit Akteuren aus Zivil-
gesellschaft, Politik, Verwaltung 
oder Wirtschaft kooperieren.

Ausführliche Informationen zur 
aktuellen zweiten Ausschreibungs-
runde sowie ein Bewerbungsformular 
im Netz unter www.foerderfonds-
demokratie.de

Die Demokratie braucht Menschen, 
die sie unterstützen und stärken. Auf 
verschiedenen gesellschaftlichen 
Ebenen gibt es mittlerweile vielfäl-
tige zivilgesellschaftliche Initiativen, 
die genau das zum Thema machen 
und Demokratie mit Leben füllen. 
Gemeinsam engagieren sich Men-
schen aus verschiedenen Kontexten 
und Arbeitsfeldern, um zu verdeut-
lichen, dass sie ein gelingendes 
Zusammenleben aller Menschen 
gestalten wollen – egal woher sie 
kommen, welche Sprache sie spre-
chen und wie alt sie sind. Vor diesem 
Hintergrund hat die Stiftung Mitar-
beit im November 2019 das »Netz-
werk Demokratie stärken« gegrün-
det. Das offene Netzwerk soll den 
Austausch bestehender und neuer 
Demokratie-Initiativen ermöglichen. 
Zur Auftaktveranstaltung im Bonner 
Haus der Geschichte kamen rund 50 

Netzwerk Demokratie stärken – Demokratie braucht Rückenwind 

Teilnehmer/innen aus dem gesamten 
Bundesgebiet zusammen, die sich 
mit ihrer Arbeit für eine lebendige 
Demokratie einsetzen. 

Nähere Informationen zu den 
Anliegen und Themen des Netzwerks 
bei Marion Stock (stock@mitarbeit.
de) in der Bundesgeschäftsstelle.

https://www.foerderfonds-demokratie.de
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 Workshop

Untersuchungen zeigen, dass gute 
Zuhörer/innen schneller und effi-
zienter zu einem guten Verhand-
lungserfolg gelangen, als Men-
schen, die sich vor allem auf ihre 
eigenen Argumente fokussieren. 
Insbesondere in einer Demokratie 
ist es wichtig, dass alle Bürger/
innen die Fähigkeit besitzen, ihre 
Interessen und politischen Forde-
rungen angemessen zu formulieren 
und zu kommunizieren. Genauso 
wichtig ist es aber auch, verschie-
dene Techniken des Zuhörens zu 
beherrschen und anwenden zu 
können. Denn, nur wer auch in 
der Lage ist, die Perspektiven und 
Interessen der anderen zu verste-
hen und bereit ist, ihnen Raum 
zu geben, kann sich angemessen 

auf demokratische Aushandlungs-
prozesse einlassen. Politische For-
derungen und Machtansprüche 
werden im Gespräch nicht nur über 
Inhalte verhandelt, sondern immer 
auch durch die Frage, wie mitei-
nander gesprochen wird, wer wie 
lange sprechen darf oder auch wem 
tatsächlich zugehört wird, wenn er 
oder sie spricht. Im Seminar (13.-14. 
März 2020 in Mainz) erarbeiten die 
Teilnehmer/innen gemeinsam, wie 
sie ihre Interessen und Forderungen 
besser artikulieren und positionie-
ren können, aber auch wie es gelin-
gen kann, andere Positionen besser 
zu verstehen.

Nähere Informationen bei Dr. 
Sybille de la Rosa (delarosa@mitar-
beit.de) in der Bundesgeschäftsstelle

Wie verschaffen wir uns Gehör?

Vereine sind eine demokratische 
Organisationsform der Zivilge-
sellschaft. Sie sind Lern- und Pra-
xisorte der Demokratie. Um das 
gemeinsame Ziel zu erreichen, 
sind im Rahmen der Vereinsarbeit 
eine gemeinsame Willensbildung, 
offene Kommunikation, die Trans-
parenz von Entscheidungen und 
Entscheidungsprozessen sowie 
das Aushandeln von Interessen 
oder einem Konsens unverzicht-
bar. Vereinsvorstände tragen dafür 
eine zentrale Verantwortung. Was 
bedeutet das für die Zusammenar-
beit innerhalb des Vorstands und 
für die Kommunikation mit den 
Mitgliedern? Der Workshop (17.-18. 
April 2020 in Lubmin) bietet Vor-
standsmitgliedern (und solchen, die 
es werden wollen) die Möglichkeit 
zu reflektieren, wie sie Kommunika-
tion und Demokratisierung im eige-
nen Verein voranbringen können. 
Das Seminar findet in Kooperation 
mit der Stiftung für Ehrenamt und 
bürgerschaftliches Engagement in 
Mecklenburg-Vorpommern statt.

Nähere Informationen bei Eva-
Maria Antz (antz@mitarbeit.de) in 
der Bundesgeschäftsstelle 

Bürgerbeteiligung braucht die Mit-
wirkung aller relevanten Akteure, 
um ihrem Anspruch nach demo-
kratischer Mitgestaltung gerecht 
zu werden. Doch die Realität zeigt: 
oftmals beteiligen sich immer »die 
Gleichen«. Diese vielfach enga-
gierten Menschen sind ohne Frage 
wichtig für unsere Demokratie 
und gesellschaftliche Entwicklung; 
allein ihr Beitrag ist nicht ausrei-
chend. Wir brauchen auch die Mei-
nungen »der Anderen«, die nicht 
so leicht zu erreichen sind und die 
sich aufgrund ihrer Lebenssituation, 
ihrer Bildung oder gesellschaft-
lichen Stellung nicht oder nur in 
geringem Maße artikulieren können 

oder wollen. Doch wie kann dies 
gelingen? Diese Frage steht im Mit-
telpunkt des Seminars (24.-25. April 
in Kassel). Die Teilnehmer/innen 
diskutieren und erarbeiten gemein-
sam Strategien, wie Menschen 
erreicht werden können, die übli-
cherweise für Beteiligungsangebote 
»schwer zu erreichen« sind. Welche 
Methoden lassen sich sinnvoll ein-
setzen und wie müssen Prozesse 
entsprechend ausgestaltet werden? 
Das Seminar richtet sich an Gestal-
ter/innen von Beteiligungs- und 
Kooperationsprozessen.

Nähere Informationen bei Marion 
Stock (stock@mitarbeit.de) in der 
Bundesgeschäftsstelle

Schwer erreichbare Zielgruppen einbeziehen

Menschen, die in Initiativen 
aktiv werden, sind meist ganz 
unterschiedlich, kommen aus 
verschiedenen Disziplinen, haben 
verschiedene soziale Hintergründe 
und Motivationen. In Gruppenzu-
sammensetzungen liegt ein hohes 
Potenzial, um kreativ und konstruk-
tiv an den gesetzten Zielen zu arbei-
ten, doch zugleich stellt dies die 
Gruppe auch vor große Herausfor-
derungen. Unterschiedliche Heran-
gehens- und Arbeitsweisen, Prio-
ritätensetzung oder Einstellungen 
können effektives Arbeiten blockie-
ren und verfügen über hohes Kon-
fliktpotenzial. Im Seminar (24.–25. 
April in Walberberg) werden Hand-

lungsansätze vermittelt, die einen 
konstruktiven Umgang mit diesen 
Herausforderungen ermöglichen. 
Auf der Grundlage der Erfahrungen 
der Teilnehmer/innen werden 
Themen wie Gruppendynamiken, 
Selbstorganisation und Handlungs-
spielräume bearbeitet. Die Teilneh-
mer/innen lernen Instrumente und 
Verfahren kennen, mit denen in 
der eigenen Gruppe eine Basis für 
effektive, gemeinschaftliche Arbeit 
entwickelt werden kann. Das Semi-
nar findet in Kooperation mit der 
Bewegungsakademie e.V. statt.

Nähere Informationen bei Eva-
Maria Antz (antz@mitarbeit.de) in 
der Bundesgeschäftsstelle 

Handlungsfähigkeit von Gruppen stärken


